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Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Barbara Höll
und der Fraktion der PDS
– Drucksache 14/2621 –

Finanzielle Auswirkungen der Steuerrechtsänderungen

Nach den Angaben der Bundesregierung beträgt die Gesamtsumme der Steuer-
entlastungen im Zeitraum von 1999 bis 2005 73 Mrd. DM. In diesem Betrag
sind die Entlastungen durch den Gesetzentwurf zur weiteren steuerlichen För-
derung von Stiftungen noch nicht enthalten. Trotz der mit der „Steuerreform
2000“ beabsichtigten Entlastung will die Bundesregierung an dem Ziel eines
Haushalts ohne Neuverschuldung im Jahr 2006 festhalten.

1. Welche Entwicklung der Steuereinnahmen des Bundes wird in den einzel-
nen Jahren des Zeitraums 2000 bis 2006 im Hinblick auf diese Zielstellung
unterstellt bzw. ist nach Auffassung der Bundesregierung notwendig?

Die veröffentlichten Daten zur Steuerreform 2000 sind auf der Basis der gelten-
den mittelfristigen Finanzplanung mit der zu Grunde liegenden mittelfristigen
Steuerschätzung vom Mai 1999 entwickelt worden. Diese kam für die Steuer-
einnahmen des Bundes zu folgendem Ergebnis, das um mittlerweile in Kraft
getretene Steuerrechtsänderungen ergänzt wurde:

*) Ergebnis AK „Steuerschätzungen“ vom November 1999

2000*) 2001 2002 2003

– in Mio. DM –

Ergebnis AK Mai/November 1999 384 820 397 323 404 250 420 973

Steuerrechtsänderungen
(Fortführung der ökologischen Steuerreform;

Verbesserung der Familienförderung;

Steuerbereinigungsgesetz; Wohngeldgesetz)

1 511 5 576 10 982 16 893

Steuereinnahmen des Bundes 386 331 402 899 415 232 437 866
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Die positiven Ergebnisse der kurzfristigen Steuerschätzung vom November
1999 zusammen mit dem Ist-Ergebnis der Steuereinnahmen des Jahres 1999
und dem Jahreswirtschaftsbericht der Bundesregierung haben deutlich ge-
macht, dass der angenommene mittelfristige Trend bei gesamtwirtschaftlichen
Eckdaten und Steuereinnahmen nach unten abgesichert ist. Bei einer raschen
Umsetzung der vorgelegten Reformkonzepte werden sich Wachstums- und
Steuereinnahmentrends eher noch verstärken. Eine Fortschreibung der Eckda-
ten und Steuereinnahmen über das Jahr 2003 hinaus wird die Bundesregierung
zu gegebener Zeit vorlegen.

2. Welche Entwicklung von Einkommen und Wirtschaftswachstum wird in
den einzelnen Jahren des Zeitraums 2000 bis 2006 im Hinblick auf diese
Zielstellung unterstellt?

Die Bundesregierung geht in ihrem Jahreswirtschaftsbericht für das Jahr 2000
von einem realen Anstieg des Bruttoinlandsprodukts (gesamtwirtschaftliches
Wachstum) um 21/2 % und einem nominalen Zuwachs des Bruttonationalein-
kommens (gesamtwirtschaftliches Einkommen) um 3 bis 31/2 % aus. Für den
Zeitraum 2001 bis 2003 wird im aktualisierten Stabilitätsprogramm 1999 ein
durchschnittliches reales Wachstum des Bruttoinlandsprodukts von 21/2 % p. a.
unterstellt. Für die Jahre ab 2004 liegen keine gesamtwirtschaftlichen Projek-
tionen der Bundesregierung vor.

3. Wie hoch wird nach Einschätzung der Bundesregierung das jährliche
durch die Steuerreform induzierte Einkommens- und Wirtschaftswachstum
ausfallen?

Es wird davon ausgegangen, dass die steuerpolitischen Maßnahmen der Bun-
desregierung direkt und indirekt die Wachstumsgrundlagen spürbar verbessern.
Für die Jahre 2001 bis 2003 wird daher mit einem real um rund 1/2 Prozent-
punkt p. a. höheren Wachstum des Bruttoinlandsprodukts und des Einkommens
durch die Steuerreform 2000 gerechnet.

4. Wie werden sich nach Auffassung der Bundesregierung die Ausgaben des
Bundeshaushalts in den einzelnen Jahren des Zeitraums 2000 bis 2006 ent-
wickeln?

5. In welchen Einzelhaushalten des Bundes werden die größten Einsparungen
zu erwarten sein?

6. Wie wird sich nach Auffassung der Bundesregierung die Neuverschuldung
des Bundeshaushalts in den einzelnen Jahren des Zeitraums 2000 bis 2006
entwickeln?

Der Bundeshaushalt 2000 und der geltende Finanzplan des Bundes 1999 bis
2003 sehen folgende Entwicklung der Ausgaben und der Neuverschuldung des
Bundes vor:
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Der Ausgabenanstieg in den Jahren 2001 bis 2003 liegt bei durchschnittlich
1,7 % pro Jahr und damit deutlich unter dem erwarteten Wachstum des nomina-
len Bruttoinlandsproduktes. Auch für die weiteren Haushaltsjahre bis 2006 ist
eine moderate Entwicklung des Ausgabenvolumens vorgesehen. Damit leistet
der Bund einen wichtigen Beitrag zum Abbau der Staatsquote und schafft die
Voraussetzungen für das Ziel eines ausgeglichenen Haushalts im Jahr 2006, für
den auf neue Kredite gänzlich verzichtet werden soll. Konkrete Angaben zu
dem Zeitraum jenseits des geltenden Finanzplans – auch zu möglichen Einspa-
rungen – bleiben der Aufstellung künftiger Haushalte und Finanzpläne vorbe-
halten.

7. Wie wird sich nach Ansicht der Bundesregierung das gesamte Steuerauf-
kommen in den einzelnen Jahren des Zeitraums 2000 bis 2006 entwickeln?

Die Entwicklung der gesamten Steuereinnahmen im Zeitraum 2000 bis 2003
wurde in der Steuerschätzung im Mai bzw. November 1999 wie folgt angenom-
men:

*) Ergebnis AK „Steuerschätzungen“ vom November 1999

Eine Fortschreibung der Eckdaten und Steuereinnahmen über das Jahr 2003
hinaus wird die Bundesregierung zu gegebener Zeit vorlegen.

8. Wie verteilt sich dieses Steueraufkommen auf die Einkommensteuer, die
Körperschaftsteuer, die Gewerbesteuer, den Solidaritätszuschlag, die Um-
satzsteuer, die Mineralölsteuer und die Energiesteuer?

Die in der Antwort zu Frage 7 insgesamt dargestellte Entwicklung der Steuer-
einnahmen wird sich folgendermaßen auf Lohn- und Einkommensteuer, Kör-
perschaftsteuer, Gewerbesteuer, Solidaritätszuschlag, Steuern vom Umsatz,
Mineralöl- und Stromsteuer verteilen:

2000 2001 2002 2003

– in Mrd. DM –

Ausgaben des Bundes 478,8 485,3 492,8 503,8

Neuverschuldung des Bundes 49,5 46,1 41,2 30,4

2000*) 2001 2002 2003

– in Mio. DM –

Ergebnis AK Mai/November 1999 907 345 936 176 956 433 997 312

Steuerrechtsänderungen
(Fortführung der ökologischen Steuerreform;

Verbesserung der Familienförderung;

Steuerbereinigungsgesetz; Wohngeldgesetz;

Kraftfahrzeugsteueränderungsgesetz)

– 966 1 909 7 264 13 883

Steuereinnahmen insgesamt 906 379 938 085 963 697 1 011 195
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9. Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass das angestrebte Ziel ohne
weitere Erhöhungen der indirekten Steuern zu erreichen ist?

Welche Erhöhungen der indirekten Steuern sind bis zum Jahr 2002 und
2006 geplant?

Das Ziel eines ausgeglichenen Bundeshaushalts ohne neue Schulden im Jahr
2006 soll durch strikte Ausgabenbegrenzung ohne Steuererhöhungen erreicht
werden.

Mit Ausnahme der bereits beschlossenen Fortsetzung der ökologischen Steuer-
reform bis zum Jahr 2003 plant die Bundesregierung keine Erhöhungen der
indirekten Steuern. Im Übrigen werden die Steuermehreinnahmen aus der öko-
logischen Steuerreform unmittelbar über die Reduzierung des Rentenversiche-
rungsbeitrags zur Entlastung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einge-
setzt. Die deutlichen Entlastungen der Bürgerinnen und Bürger bei den direkten
Steuern werden nicht durch höhere indirekte Steuern finanziert.

10. Welche kassenmäßigen Auswirkungen würden in den einzelnen Jahren
jeweils aus dem Steueränderungsgesetz 1998, dem Steuerentlastungsge-
setz 1999, dem Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002, dem Gesetz zur
Neuregelung der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse, dem Gesetz
zum Einstieg in die ökologische Steuerreform, dem Gesetz zur Fortfüh-
rung der ökologischen Steuerreform, dem Gesetz zur Familienförderung,
dem Steuerbereinigungsgesetz 1999, der beabsichtigten zweiten Stufe der
Familienförderung, der Einkommensteuertarifreform 2003 und 2005 in
den Zeiträumen vom Datum ihres Inkrafttretens bis zum Jahr 2006 resul-
tieren?

Die kassenmäßigen Auswirkungen für die in der Frage genannten Gesetze und
geplanten Gesetzesmaßnahmen ergeben sich für den mittelfristigen Finanzpla-
nungszeitraum bis zum Jahr 2003 aus der als Anlage 1 beigefügten Übersicht.

2000 2001 2002 2003

– in Mio. DM –

Lohnsteuer 262 904 282 184 275 082 292 680

Veranlagte Einkommensteuer 21 456 18 006 18 000 22 167

Körperschaftsteuer 45 607 42 009 50 173 53 217

Gewerbesteuer 52 374 52 106 57 725 59 394

Solidaritätszuschlag 22 330 23 090 23 489 24 939

Steuern vom Umsatz 277 005 286 820 296 840 307 355

Mineralölsteuer 79 600 84 680 89 560 94 540

Stromsteuer 5 600 6 820 7 940 9 160
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11. Nach welchen Kriterien wurde die Abgrenzung von „Privathaushalten“,
„Mittelstand“ und „Großunternehmen“ im Informationsmaterial des Bun-
desministeriums der Finanzen, Referat Presse und Information, vom
21. Dezember 1999 zur geplanten Unternehmenssteuerreform vorgenom-
men?

Die für die geplante „Steuerreform 2000“ vorgenommene sozioökonomische
Aufteilung nach Privathaushalten, Mittelstand und Großunternehmen beruht
vorwiegend auf groben plausiblen Schätzungen, da hierfür spezielle Statistiken
nicht zur Verfügung stehen. Nach der auch vom Institut für Mittelstandsfor-
schung vorgenommenen Abgrenzung gelten als Großunternehmen Unterneh-
men mit Jahresumsätzen von mehr als 100 Mio. DM oder 500 und mehr Be-
schäftigten.

12. Wie verteilen sich die kassenmäßigen Auswirkungen in den einzelnen
Jahren bis 2006 der unter Frage 10 genannten Gesetze und Reformvorha-
ben auf die „Privathaushalte“, den „Mittelstand“ und die „Großunterneh-
men“?

Da die Angaben zur sozioökonomischen Aufteilung im Entstehungsjahr vor-
wiegend auf groben Schätzungen beruhen, wären weitergehende Differenzie-
rungen, etwa für die Auswirkungen in einzelnen Rechnungsjahren, sachlich
nicht zu rechtfertigen.

13. Zu welchen Entlastungen bzw. Mehrbelastungen führen die einzelnen
Neuregelungen des Steuerentlastungsgesetzes 1999/2000/2002 jeweils in
den Jahren des Zeitraums 1999 bis 2006? (Die Angaben bitte insgesamt
und gesondert für die „privaten Haushalte“, den „Mittelstand“ und die
„Großunternehmen“ entsprechend der Abgrenzung im Informationsmate-
rial des Bundesministeriums der Finanzen, Referat Presse und Informa-
tion, vom 21. Dezember 1999 ausweisen.)

Eine Zusammenfassung der Entlastungen bzw. Mehrbelastungen des Steuerent-
lastungsgesetzes 1999/2000/2002 und der beiden so genannten Vorläuferge-
setze (Steueränderungsgesetz 1998 und Steuerentlastungsgesetz 1999) in sozio-
ökonomischer Abgrenzung für das Entstehungsjahr ist als Anlage 2 beigefügt.
Eine sozioökonomische Aufteilung der Einzelmaßnahmen dieser Gesetze er-
gibt sich aus den Anlagen 3, 4 und 5. Auf eine Darstellung der Auswirkungen
nach Rechnungsjahren wird aus den in der Antwort zu Frage 12 genannten
Gründen abgesehen.
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14. Zu welchen Entlastungen und Mehrbelastungen führen die einzelnen
Neuregelungen der geplanten Unternehmenssteuerreform jeweils in den
Jahren des Zeitraums 2001 bis 2006? (Die Angaben bitte insgesamt und
gesondert für die „privaten Haushalte“, den „Mittelstand“ und die „Groß-
unternehmen“ entsprechend der Abgrenzung im Informationsmaterial des
Bundesministeriums der Finanzen, Referat Presse und Information, vom
21. Dezember 1999 ausweisen.)

Eine sozioökonomische Darstellung der Entlastungen bzw. Belastungen der ge-
planten „Steuerreform 2000“ (Stand: Kabinettsbeschluss vom 9. Februar 2000),
unterteilt nach Reform der Unternehmensbesteuerung und Reform des Einkom-
mensteuertarifs 2001/2003/2005, für das Entstehungsjahr ist als Anlage 6 bei-
gefügt. Eine entsprechende Aufteilung der Einzelmaßnahmen ergibt sich aus
der Anlage 7. Auf eine Darstellung der Auswirkungen nach Rechnungsjahren
wird aus den zu Frage 12 genannten Gründen abgesehen.

15. Wie wurde das steuerliche Mehraufkommen von 13 Mrd. DM aus der
Kürzung der degressiven Abschreibung für bewegliche Wirtschaftsgüter
ermittelt?

Die Schätzung des Mehraufkommens geht von der geltenden mittelfristigen ge-
samtwirtschaftlichen Vorausschätzung der Ausrüstungsinvestitionen aus. Auf
dieser Grundlage ergibt sich in 2001 ein degressiv abschreibbares Investitions-
volumen in der Größenordnung von 280 Mrd. DM, das in den Folgejahren um
jeweils 5 % ansteigt. Unter Berücksichtigung verschiedener Nutzungsdauern
und der Kumulationswirkung aufeinander folgender Investitionsjahrgänge er-
gibt sich im Finanzplanungszeitraum von 2001 bis 2004 eine durchschnittliche
Verringerung des Abschreibungsvolumens von rund 35 Mrd. DM. Bei Zugrun-
delegung eines geschätzten Mischsteuersatzes nach Tarifsenkung von rund
37 % errechnet sich der Steuerausfall von 13 Mrd. DM im Entstehungsjahr.

16. Inwieweit haben die bis zum Jahr 2000 in Kraft getretenen steuerlichen
Maßnahmen nur zu temporären Mehrbelastungen der „Großunterneh-
men“ geführt?

Die bis zum Jahr 2000 in Kraft getretenen finanzierenden Maßnahmen, insbe-
sondere die des Steuerentlastungsgesetzes 1999/2000/2002, dürfen nicht sta-
tisch betrachtet werden. Ein großer Teil der Belastungen ist nicht von Dauer
oder bedeutet lediglich ein zeitliches Vorziehen steuerlicher Belastungen, wäh-
rend die Tarifsenkungen zu dauerhaften Entlastungen führen. Eine einmalige
oder zeitlich begrenzte Belastungswirkung erfolgt z. B. bei der Auflösung von
angesammelten stillen Reserven oder der Rückführung überhöhter Rückstel-
lungen. Ein Vorziehen von Steuerbelastungen, aber keine Steuererhöhung, be-
deuten z. B. die beschlossenen Maßnahmen zur Abschaffung von Sonderab-
schreibungen oder die Einschränkungen beim Verlustabzug. Die Summe der
Steuerzahlungen bleibt im Zeitablauf gleich, jedoch wird der Zeitpunkt der Fäl-
ligkeit dieser Zahlungen nach vorn verlagert.
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Anlage 1
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Anlage 2
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Anlage 3
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Anlage 4
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Anlage 5
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Anlage 6
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Anlage 7



Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 27 – Drucksache 14/2940



Drucksache 14/2940 – 28 – Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 29 – Drucksache 14/2940



Drucksache 14/2940 – 30 – Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode





Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Telefon (02 28) 3 82 08 40, Telefax (02 28) 3 82 08 44

ISSN 0722-8333


